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428 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XXV. GP 

 

Bericht 
des Ausschusses für Arbeit und Soziales 

über den Antrag 761/A(E) der Abgeordneten Herbert Kickl, Kolleginnen und Kollegen 
betreffend Zusammenlegung der Sozialversicherungen 

Die Abgeordneten Herbert Kickl, Kolleginnen und Kollegen haben den gegenständlichen 
Entschließungsantrag am 5. November 2014 im Nationalrat eingebracht und wie folgt begründet: 
„Gegenwärtig ist das System der österreichischen Sozialversicherungen mit seinen 22 selbständigen 
Einrichtungen teuer, ineffizient und organisatorisch nicht mehr zeitgemäß. Es dienst primär dazu, eine 
Funktionärsherrschaft in Rot-Schwarz aufrecht zu erhalten und für Versorgungsjobs für abgehalfterte 
Funktionäre zu sorgen. Durch die indirekte Bestellung aus der Kammerstruktur heraus ist auch keine 
tatsächliche Mitbestimmung der Pflichtversicherten möglich. Sie verhindert die direkte Mitbestimmung 
der betroffenen Sozialversicherten und schützt lediglich eine abgehobene Funktionärsschicht. 
 

 
 
Aus diesem Grund muss eine Zusammenführung aller Organisationeinheiten, Beitragsleistungen, 
Finanzierungs- und Steuerungsfunktionen im Sozialsystem in ein einziges Sozialversicherungs-System 
erfolgen. Nur so ist gewährleistet, dass es eine schlanke, effiziente und zeitgemäße Verwaltungsstruktur 
im Sinne der Sozialversicherten gibt. In anderen Ländern ist diese Zusammenlegung und Straffung der 
Struktur längst erfolgt. 
Nun hat wieder einmal Wirtschaftskammerpräsident Christoph Leitl (ÖVP-Wirtschaftsbund) das hohe 
Lied einer Verbesserung der Strukturen im österreichischen Sozialversicherungswesen gesungen. Die 
FPÖ nimmt Leitl und seine ÖVP-Wirtschaftsbündler nun beim Wort, und stellt einen Antrag, der die 
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Basis für eine grundlegende Erneuerung des österreichischen Sozialversicherungswesens im Sinne einer 
Zusammenlegung gewährleistet.“ 
 
Der Ausschuss für Arbeit und Soziales hat den gegenständlichen Entschließungsantrag in seiner Sitzung 
am 3. Dezember 2014 in Verhandlung genommen. An der Debatte beteiligten sich außer der 
Berichterstatterin Abgeordneten Dr. Dagmar Belakowitsch-Jenewein die Abgeordneten Johann Hechtl, 
Mag. Gerald Loacker, Mag. Judith Schwentner, Mag. Gertrude Aubauer und Ing. Waltraud Dietrich. 
Bei der Abstimmung fand der gegenständliche Entschließungsantrag keine Mehrheit (für den 
Antrag: F, T, N dagegen: S, V, G). 
Zum Berichterstatter für den Nationalrat wurde Abgeordneter Johann Hechtl gewählt. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Ausschuss für Arbeit und Soziales somit den Antrag, der 
Nationalrat wolle diesen Bericht zur Kenntnis nehmen. 

Wien, 2014 12 03 

 Johann Hechtl Josef Muchitsch 
 Berichterstatter Obmann 
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